
Satzung 
 
§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „Fußball-Club Penzing“ (e.V.). 

(2) Er hat seinen Sitz in Penzing und ist in das Vereinsregister eingetragen. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(4) Der Verein ist Mitglied des Bayerischen Landes-Sportverbandes e.V. und erkennt dessen Satzung an. Durch die 
Mitgliedschaft von Einzelpersonen zum Verein wird auch die Zugehörigkeit der Einzelperson zum Bayerischen 
Landes-Sportverbande vermittelt. 

 
§ 2 Vereinszweck 

(1) Vereinszweck ist die Pflege und Förderung des Sports. 

(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbe-
günstigte Zwecke“ der Abgabenordnung 1977 (AO 1997). Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster 
Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins sowie etwaige Überschüsse dürfen nur zur Erreichung des 
satzungsgemäßen Zwecks verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Anteile am Überschuss und - in ihrer 
Eigenschaft als Mitglieder - auch keine sonstigen Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Der Verein darf 
keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigen. 

(3) Ausgeschiedene oder ausgeschlossene Mitglieder haben keinerlei Anspruch auf das Vereinsvermögen. 

(4) Eine Änderung im Status der Gemeinnützigkeit zeigt der Verein unverzüglich dem Bayerischen Landes-Sport-
Verband e.V., den zuständigen Fachverbänden sowie dem zuständigen Finanzamt an. 

 
§ 3 Vereinstätigkeiten 

(1) Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die Förderung der Allgemeinheit auf dem Gebiet des 
Sports, im Einzelnen durch: 
- Abhaltung von geordneten Turn-, Sport- und Spielübungen, 
- Instandhaltung des Sportplatzes, des Vereinsheims, sowie der Turn- und Sportgeräte, 
- Durchführung von Veranstaltungen, Vorträgen, Kursen und sportlichen Veranstaltungen, 
- Ausbildung und Einsatz von sachgemäß vorgebildeten Übungsleitern. 

(2) Der Verein ist politisch und konfessionell neutral. 

 
§ 4 Vergütungen für die Vereinstätigkeit 

(1) Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. 

(2) Vorstandsmitglieder können für die Vorstandstätigkeit im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten für ein 
Geschäftsjahr eine vom Vereinsausschuss durch Mehrheitsbeschluss festzusetzende pauschale Tätigkeitsvergü-
tung bis zur Höhe des nach § 3 Nr. 26a EStG steuerfreien Betrages erhalten. 

(3) Der Vorstand kann im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten für ein Geschäftsjahr pauschale Tätig-
keitsvergütungen für nach § 3 Nr. 26a EStG begünstigte und für den Verein tätige Personen bis zur Höhe des in  
§ 3 Nr. 26a EStG steuerfreien Betrages beschließen. 

 
§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied kann jede natürliche Person werden.  

(2) Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der 
Unterschrift eines gesetzlichen Vertreters. 

(3) Wird der Aufnahmeantrag abgelehnt, kann schriftlich Widerspruch eingelegt werden. Über den Widerspruch ent-
scheidet der Vereinsausschuss endgültig.  

(4) Mitglieder haben erst mit Vollendung des 18. Lebensjahres passives Wahlrecht. Abweichend besteht für Wahlen 
zur Vereinsjugendleitung passives Wahlrecht für Beisitzer der Vereinsjugendleitung und den/die Vereinsjugend-
sprecher/in mit Vollendung des 14. Lebensjahres. Die Bestellung eines Minderjährigen wird erst mit der 
Einwilligung eines gesetzlichen Vertreters wirksam.  

(5) Stimmberechtigt sind Vereinsmitglieder ab dem vollendeten 16. Lebensjahr. 

 



§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austrittserklärung, Ausschluss oder Tod.  

(2) Der Austritt ist dem Vorstand gegenüber schriftlich zu erklären. Der Austritt ist unter Einhaltung einer Frist von ei-
nem Monat zum Schluss eines Geschäftsjahres zulässig. 

(3) Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es in erheblicher Weise gegen den Vereins-
zweck verstößt oder sich in sonstiger Weise grober und wiederholter Verstöße gegen die Vereinssatzung 
schuldig macht. 

 Über den Ausschluss entscheidet auf Antrag des Vorstands mit 2/3-Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
der Vereinsausschuss. Dem Mitglied ist vorher Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Gegen den Beschluss des 
Vereinsausschusses ist innerhalb von vier Wochen nach seiner Bekanntgabe die schriftliche Anrufung der Mit-
gliederversammlung zulässig. Diese entscheidet alsdann mit 2/3-Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
auf ihrer ordentlichen Versammlung, sofern vorher keine außerordentliche Mitgliederversammlung stattfindet. 
Wenn es die Interessen des Vereins gebieten, kann der Vereinsausschuss seinen Beschluss schon vor der 
Rechtswirksamkeit für vorläufig vollziehbar erklären. 

 Die Wiederaufnahme eines ausgeschlossenen Mitglieds ist frühestens nach Ablauf eines Jahres möglich. Über 
den Antrag entscheidet das Organ, das letztlich über den Ausschluss entschieden hat. 

(4) Ein Mitglied kann aus den gleichen wie in (3) oder (5) genannten Gründen durch einen Verweis oder durch eine 
Geldbuße bis zum Betrag von 100 € und/oder mit einer Sperre von längstens einem Jahr an der Teilnahme an 
sportlichen oder sonstigen Veranstaltungen des Vereins oder der Verbände, welchen der Verein angehört, ge-
maßregelt werden. Gegen diese Maßregeln ist ein Rechtsbehelf ausgeschlossen. 

(5) Eine Streichung der Mitgliedschaft ist zulässig, wenn das Mitglied trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung durch 
den Vorstand mit der Zahlung des Beitrages im Rückstand ist. Die Streichung kann durch den Vorstand erst be-
schlossen werden, wenn seit Absendung des zweiten Mahnschreibens, das den Hinweis der Streichung zu 
enthalten hat, drei Monate vergangen sind. 

(6) Alle Beschlüsse sind dem betreffenden Vereinsmitglied durch den Vorstand mittels eingeschriebenen Briefes o-
der per Boten bekannt zu geben. 

 
§ 7 Beiträge 

(1) Jedes Mitglied ist zur Zahlung der Aufnahmegebühr und des Beitrags verpflichtet. Höhe und Fälligkeit dieser 
Geldbeträge werden in einer von der Mitgliederversammlung zu beschließenden Beitragsordnung geregelt. 

(2) Einem Mitglied, das unverschuldet in eine finanzielle Notlage geraten ist, kann der Beitrag gestundet oder für die 
Zeit der Notlage ganz oder teilweise erlassen werden. Über eine Stundungs- oder Erlassgesuch entscheidet der 
Vorstand. 

 
§ 8 Organe des Vereins 

Vereinsorgane sind: a) der Vorstand 
 b) der Vereinsausschuss 
 c) die Mitgliederversammlung 

 
§ 9 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus dem 1. Vorsitzenden, dem 2. Vorsitzenden, dem 3. Vorsitzenden, dem Schatzmeister, 
dem Geschäftsführer und dem Vorsitzenden der Vereinsjugendleitung (Vereinsjugendleiter). 

(2) Der 1. Vorsitzende vertritt den Verein allein, der 2. und 3. Vorsitzende vertreten ihn gemeinsam, der Schatzmeis-
ter und Geschäftsführer vertreten ihn gemeinsam, gerichtlich und außergerichtlich im Sinne des § 26 BGB. Im 
Innenverhältnis zum Verein gilt, dass der 2. und 3. Vorsitzende, der Schatzmeister und Geschäftsführer zur Ver-
tretung des 1. Vorsitzenden nur im Falle dessen Verhinderung berechtigt sind. 

(3) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. Im Innenverhältnis gilt, dass der Vorstand zum Abschluss von 
Rechtsgeschäften jeglicher Art mit einem Geschäftswert von mehr als 5.000 € für den Einzelfall, bzw. bei Dauer-
schuldverhältnissen im Jahresgeschäftswert von mehr als 5.000 € der vorherigen Zustimmung durch den 
Vereinsausschuss oder, wenn dieser eine Entscheidung ablehnt, der vorherigen Zustimmung der Mitgliederver-
sammlung bedarf. Im Übrigen gibt sich der Vorstand eine Geschäftsordnung mit Geschäftsverteilung. 

(4) Der Vorstand wird jeweils auf die Dauer von zwei Jahren von der Mitgliederversammlung gewählt. Er bleibt bis 
zur satzungsgemäßen Neuwahl des Vorstandes im Amt. Vorstandsmitglieder können ihr Amt jederzeit niederle-
gen, sofern dies nicht zur Unzeit erfolgt. Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtsperiode aus, so ist vom 
Vereinsausschuss innerhalb von 21 Tagen ein neues Vorstandsmitglied für die Restzeit hinzu zu wählen. Wähl-
bar sind nur Vereinsmitglieder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Verschiedene Vorstandsämter können 
nicht in einer Person vereinigt werden. 



(5) Dem Vorstand obliegt neben der Vertretung des Vereins die Wahrnehmung der Vereinsgeschäfte nach Maßgabe 
der Satzung und der Beschlüsse der Mitgliederversammlung. 

(6) Eine Vorstandssitzung kann von jedem Vorstandsmitglied einberufen werden. Einer vorherigen Mitteilung des 
Beschlussgegenstandes bedarf es nicht. 

 
§ 10 Vereinsausschuss 

(1) Der Vereinsausschuss besteht aus: a) den Vorstandsmitgliedern 
  b) den Beiräten 

(2) Die Aufgaben des Vereinsausschusses liegen in der ständigen Mitwirkung bei der Führung der Geschäfte durch 
den Vorstand. Dem Vereinsausschuss stehen insbesondere die Rechte nach §§ 4(2), 5(3), 6(3), 9(3) und (4), 
11(2) und 13(1) dieser Satzung zu. Dem Vereinsausschuss können durch die Mitgliederversammlung weiterge-
hende Aufgaben zugewiesen werden. Im Übrigen nimmt er die Aufgaben wahr, für die kein anderes Vereinsorgan 
ausdrücklich bestimmt ist.  

(3) Der Vereinsausschuss tritt mindestens zweimal im Jahr zusammen oder wenn 1/3 seiner Mitglieder dies beantra-
gen. Die Mitglieder des Vereinsausschusses können zur Vorstandssitzung geladen werden. Ein Stimmrecht steht 
ihnen nicht zu. 

(4) Dem Vereinsausschuss müssen die Leiter der einzelnen Abteilungen und im Verhinderungsfall deren Vertreter 
als Beiräte angehören. Zu den Sitzungen des Vereinsausschusses können Mitglieder, die mit einer Funktion be-
traut sind, hinzugezogen werden. 

(5) Über die Sitzung des Vereinsausschusses ist eine Niederschrift aufzunehmen und vom Sitzungsleiter, sowie dem 
Geschäftsführer zu unterzeichnen.  

 
§ 11 Mitgliederversammlung 

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal im Kalenderjahr statt. 

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist auf Verlangen von mindestens einem Fünftel aller Vereinsmit-
glieder oder mindestens einem Fünftel des Vorstands einzuberufen. Sie ist ferner einzuberufen, wenn es das 
Vereinsinteresse gebietet oder auf Beschluss des Vereinsausschusses. 

(3) Mitgliederversammlungen sind durch den Vorstand mindestens zwei Wochen vor dem Versammlungstermin ein-
zuberufen. Die Einberufung erfolgt durch den Vorstand durch Veröffentlichung im Lokalteil des Landsberger 
Tagblatts und schriftlich oder in elektronischer Form (per E-Mail oder auf der vereinseigenen Homepage) und 
durch Aushang in den Vereinsschaukästen auf dem Sportgelände Am Unteren Stein 7 in 86929 Penzing unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung. Sie muss die zur Abstimmung zu stellenden Hauptanträge ihrem wesentlichen 
Inhalt nach bezeichnen. Die schriftliche Einberufung der Mitgliederversammlung gilt den Mitgliedern als zugegan-
gen, wenn die Einladung zwei Werktage vor dem Beginn der Einberufungsfrist unter der dem Verein zuletzt 
mitgeteilten Anschrift des Mitglieds zur Post gegeben worden ist.  

(4) Anträge, die nicht in der Einberufung aufgeführt sind, sind als Dringlichkeitsanträge zu behandeln. Die Behand-
lung von Dringlichkeitsanträgen kann nur erfolgen, wenn dies von der Mitgliederversammlung mit ¾-Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen wird. Dringlichkeitsanträge, die auf die Änderung der Satzung, eine 
Änderung des Vereinszweckes oder auf eine Auflösung des Vereins hinzielen, sind unzulässig. 

(5) Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, ist jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung be-
schlussfähig. 

(6) Die Mitgliederversammlung beschließt über den Vereinsbeitrag, die Entlastung des Vorstands, die Wahl des Vor-
stands (mit Ausnahme des Vorsitzenden der Vereinsjugendleitung - dieser wird durch den Vereinsjugendtag 
gewählt), über Satzungsänderungen, sowie über alle Punkte, die Gegenstand der Tagesordnung sind. Die Mit-
gliederversammlung kann eine Finanz-, Ehrengerichts- und Jugendordnung mit einfacher Mehrheit beschließen. 

(7) Bei Beschlüssen und Wahlen entscheidet, soweit die Satzung nichts anderes vorschreibt, die einfache Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen. Zu einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung enthält, ist eine Mehr-
heit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Die Änderung des Vereinszwecks bedarf 
der Zustimmung von neun Zehnteln der stimmberechtigten Vereinsmitglieder. 

(8) Die Art der Abstimmung wird durch den Versammlungsleiter festgelegt. Eine schriftliche Abstimmung hat jedoch 
zu erfolgen, wenn ein Drittel der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

(9) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Diese ist vom Versamm-
lungsleiter und dem Geschäftsführer zu unterzeichnen. 

 



§ 12 Kassenprüfung 

(1) Von der Mitgliederversammlung sind für die Dauer von einem Jahr zwei Prüfer zu bestimmen, welche mit der 
Prüfung der Kassengeschäfte des gesamten Vereins beauftragt sind. Sonderprüfungen sind möglich. 

(2) Den Kassenprüfern sind sämtliche relevanten Unterlagen und Informationen zur Verfügung zu stellen. 

(3) Über das Ergebnis der Kassenprüfung ist jährlich der Mitgliederversammlung Bericht zu erstatten. 

 
 
§ 13 Bildung von Abteilungen 

(1) Für die im Verein betriebenen Sportarten können Abteilungen mit der Genehmigung des Vereinsausschusses 
gebildet werden. Den Abteilungen steht nach Maßgabe der Beschlüsse des Vereinsausschusses das Recht zu, in 
ihrem eigenen sportlichen Bereich tätig zu sein. 

(2) Die Abteilungsleiter und deren Stellvertreter werden in den Abteilungsversammlungen gewählt. Diese Versamm-
lung findet einmal im Jahr statt. 

(3) Die Abteilungen können kein eigenes Vermögen bilden. 

 
 
§ 14 Auflösung des Vereins 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem Zweck mit einer vierwöchigen Frist einberufen 
Mitgliederversammlung beschlossen werden. In dieser Versammlung müssen 4/5 der Mitglieder anwesend sein. 
Zur Beschlussfassung ist eine ¾-Mehrheit notwendig. 

(2) Kommt eine Beschlussfassung nicht zustande, so ist innerhalb von 14 Tagen eine weitere Mitgliederversamm-
lung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. In der gleichen 
Versammlung haben die Mitglieder die Liquidatoren zu bestellen, die dann die laufenden Geschäfte abzuwickeln 
und das vorhandene Vereinsinventar in Geld umzusetzen haben. 

(3) Das nach der Auflösung/Aufhebung oder Wegfall seines bisherigen Zwecks verbleibende Vermögen ist der Ge-
meinde Penzing mit der Maßgabe zu überweisen, es wiederum unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige 
Zwecke im Sinne der Satzung zu verwenden. 

(4) Beschlüsse über Satzungsänderungen und über die Auflösung des Vereins sind dem zuständigen Finanzamt an-
zuzeigen. 

(5) Satzungsänderungen, welche die in § 2 genannten gemeinnützigen Zwecke betreffen, bedürfen der Einwilligung 
des zuständigen Finanzamtes. 

 
 

Diese Satzung tritt mit Eintrag in das Vereinsregister in Kraft. Die Satzung vom 27.10.1978 tritt 

gleichzeitig außer  Kraft. 

 
 
           Penzing, 12. Mai 2010 
 
 
 Harald Plöhn                                                                  
 1. Vorstand                                                                    
 


